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1. Ziel 

Das Bürgervorschlagsrecht bietet den Einwohnerinnen und Einwohnern die Möglichkeit, 

Vorschläge zur Verwendung öffentlicher Mittel einzubringen. Diese Vorschläge dienen als 

Orientierungshilfe und Anregung für die Entscheidung zum Haushalt durch die 

Stadtverordnetenversammlung. Gleichzeitig soll es dem Dialog zwischen der Einwohnerschaft 

und der städtischen Politik dienen. 

 

2. Grundlagen 

• Das Bürgervorschlagsrecht richtet sich an alle Einwohnerinnen und Einwohner der 

Stadt Senftenberg. 

• Ein Recht auf Umsetzung eines Vorschlags besteht nicht. 

• Die abschließende Entscheidung über die Aufnahme in einen der kommenden 

Haushaltspläne trifft die Stadtverordnetenversammlung. 

 

3. Prozessbeschreibung 

3.1 Informationsphase 

• Die Stadt Senftenberg informiert über die geplanten Vorhaben und den finanziellen 

Rahmen der Folgejahre, entsprechend des beschlossenen Haushaltsplanes.  Die 

bestehenden Investitionen, deren Investitionssumme über 500.000 Euro liegt, werden 

in einer Liste dargestellt. 

• Den Einwohnerinnen und Einwohnern werden die Möglichkeiten der Beteiligung 

vorgestellt. 

• Als Informationskanäle dienen eine digitale Beteiligungsplattform, die Website der 

Stadt Senftenberg, soziale Medien und die lokale Presse. 

Zusätzlich wird aus dem Ergebnishaushalt eine separate Liste erstellt, die 

ausschließlich freiwillige Leistungen* enthält.  

3.2 Vorschlagsphase 

• Die Einwohnerinnen und Einwohner der Stadt Senftenberg haben innerhalb des 

jährlich veröffentlichten Zeitraums die Möglichkeit, Vorschläge zur Verwendung oder 

Einsparung öffentlicher Mittel einzureichen. Diese Vorschläge sind mit einer 

nachvollziehbaren Begründung zu versehen und grundsätzlich über ein Online-

Formular einzureichen. In Ausnahmefällen ist eine schriftliche Einreichung zulässig. 

• Eine Bearbeitung der eingereichten Vorschläge erfolgt ausschließlich unter der 

Voraussetzung, dass die folgenden Kriterien erfüllt sind: 

o Es müssen vollständige Angaben zum Namen und zur Anschrift der 

einreichenden Person vorliegen. Anonyme Vorschläge können nicht 

berücksichtigt werden. 

o Es ist zwingend erforderlich, dass die einreichende Person ihren Hauptwohnsitz 

in der Stadt Senftenberg hat und somit die Einwohnereigenschaft besitzt. 
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o Darüber hinaus ist die Anzahl der einzureichenden Vorschläge auf maximal 

zwei Vorschläge pro Einwohnerin bzw. Einwohner beschränkt. Diese 

Begrenzung dient der Fokussierung auf besonders priorisierte Projekte und 

einer effizienten Bearbeitung der eingereichten Anregungen. 

3.3 Vorschlagskriterien 

• Gemeinwohlorientierung: Die eingereichten Vorschläge müssen dem allgemeinen 

Wohl der gesamten Stadt Senftenberg oder einem wesentlichen Teil der Bevölkerung 

zugutekommen. Vorschläge, die ausschließlich auf die Förderung einzelner Personen, 

Gruppen oder kleiner Interessengemeinschaften abzielen, können nicht berücksichtigt 

werden. 

Insbesondere gilt: 

o Keine Zuschüsse an Dritte: Vorschläge, die finanzielle Unterstützung für 

Privatpersonen, Unternehmen, Vereine oder Organisationen vorsehen, sind 

ausgeschlossen. 

o Vorschläge, die nur der Verbesserung der Vereinsarbeit oder der 

Vereinsinfrastruktur dienen, können im Rahmen des Bürgervorschlagsrechts 

nicht berücksichtigt werden. 

Die Gemeinwohlorientierung stellt sicher, dass die Vorschläge dem Wohl und 

der Weiterentwicklung der gesamten Stadt Senftenberg zugutekommen und für 

einen breiten Teil der Bevölkerung von Nutzen sind. 

• Nachhaltigkeit: Die langfristige Wirkung und die Nachhaltigkeit des Vorschlags 

müssen gegeben sein. 

• Die Vorschläge müssen konkret formuliert sein. Angaben über Standort, Anzahl oder 

Ausgestaltung sollten als Grundorientierung vorliegen. 

• Die eingereichten Vorschläge müssen sich im Zuständigkeitsbereich der Stadt 

Senftenberg befinden und dürfen nicht gegen bestehende gesetzliche Vorgaben oder 

Regelungen verstoßen. 

Zudem gilt: Investitionen in Gebäude oder Grundstücke können nur dann berücksichtigt 

werden, wenn sich die betreffenden Gebäude oder Grundstücke im Eigentum der Stadt 

Senftenberg befinden. Vorschläge, die sich auf Immobilien oder Flächen beziehen, die 

nicht im städtischen Besitz sind, können nicht weiterbearbeitet werden. 

• Finanzielle Machbarkeit: Die Vorschläge müssen mit den zur Verfügung stehenden 

Mitteln im Finanzplanungszeitraum (3 Jahre) der Stadt Senftenberg umsetzbar sein. 

 

3.4 Prüfung und Aufbereitung 

• Nach Abschluss der Vorschlagsphase werden die eingereichten Vorschläge zunächst 

auf die Einhaltung der unter 3.3 genannten Vorschlagskriterien geprüft. Nur 

Vorschläge, die diese Kriterien erfüllen, gelangen in die weitere Bearbeitung. 

Vorschläge, die nicht den festgelegten Kriterien entsprechen, werden von der weiteren 

Bearbeitung ausgeschlossen. 

• Der jeweilige Status und Bearbeitungsstand ist online sichtbar. 

• Im Anschluss werden die Vorschläge entsprechend Zuständigkeit den Fachbereichen 

zugeordnet.  Diese nehmen bis zur Abstimmung in der Arbeitsgruppe eine Prüfung zur 
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Umsetzung der Vorschläge vor. Dabei sind zwingend Stellung zu den Kosten, 

rechtlichen Würdigung, Vorkehrungen zur Umsetzung des Vorschlages und sonstigen 

sachdienlichen Hinweisen zu nehmen, damit die Arbeitsgruppe eine aussagekräftige 

Entscheidung treffen kann und um gravierend abweichende Erkenntnisse in der ggf. 

weiteren Bearbeitung zu vermeiden. 

 

• Die Prüfung der Vorschläge erfolgt durch die Arbeitsgruppe „Bürgervorschlagsrecht“, 

die wie folgt zusammengesetzt ist: 

o Der Bürgermeister/in oder Stellvertreter/in (Leitung der Arbeitsgruppe), 

o Verwaltungsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter aus den zuständigen 

Fachbereichen sowie der Finanzverwaltung, 

o die Vorsitzenden bzw. die Stellvertretenden der Fachausschüsse, 

o sowie je ein Mitglied aus jeder Fraktion der Stadtverordnetenversammlung und 

der interessierten fraktionslosen Stadtverordneten. Die Mitglieder aus den 

Fraktionen werden durch die jeweiligen Fraktionen selbst benannt. 

o Davon sind stimmberechtigt: der Bürgermeister und die von den Fraktionen 

entsendenten Stadtverordneten der AG. 

• Die Arbeitsgruppe wird als Gremium gebildet. Die eingereichten und geprüften 

Vorschläge werden den Mitgliedern der Arbeitsgruppe mindestens eine Woche vor der 

Sitzung zur Kenntnis gegeben, um eine fundierte Beratung zu ermöglichen. 

• Einreichende, deren Vorschläge zur Abstimmung in der Arbeitsgruppe zugelassen 

sind, werden eingeladen. 

• Über die Sitzung wird ein Festlegungsprotokoll erstellt, das die Ergebnisse und 

Beschlüsse der Arbeitsgruppe dokumentiert. Die Abstimmung zur Vorlage der 

Vorschläge in die Stadtverordnetenversammlung erfolgt mit einer einfachen Mehrheit. 

• Die Sitzung zur Prüfung erfolgt öffentlich. 

3.5 Veröffentlichung 

• Die ausgewählten, den Kriterien entsprechenden Vorschläge werden der Öffentlichkeit 

zur Kenntnis gegeben.        

3.6 Entscheidungsfindung 

• Die Stadtverordnetenversammlung erhält die Vorauswahl der Vorschläge zur Beratung. 

• Die Stadtverordnetenversammlung trifft die endgültige Entscheidung, welche 

Vorschläge in den Haushaltsplan der darauffolgenden Haushaltsjahre aufgenommen 

werden. 
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4. Transparenz 

• Auf der Website der Stadt Senftenberg erfolgt eine regelmäßige Berichterstattung. 

5. Evaluation 

• Durch die Arbeitsgruppe erfolgt je nach Bedarf eine Evaluation mit dem Ziel der 

Optimierung und Verbesserung des gesamten Prozesses. Die Bürgermeisterin/ der 

Bürgermeister berichtet in der letzten Stadtverordnetenversammlung darüber.  

• Das Feedback der Einwohnerinnen und Einwohner, der Stadtverordneten-

versammlung und der Verwaltung wird dabei berücksichtigt.  

• Der Bürgermeister wird aufgefordert in der letzten Sitzung des Jahres 2026 eine neue 

Beschlussfassung zum Bürgervorschlagsrecht der Stadtverordnetenversammlung 

vorzulegen. 

 

Die Erste Änderung der Richtlinie tritt am Tag nach der Beschlussfassung der 

Stadtverordnetenversammlung in Kraft. 

Senftenberg, 27. November 2025 

 

 

Andreas Pfeiffer 

Bürgermeister 

 

 
*Freiwillige Leistungen sind Ausgaben der Kommune, die nicht gesetzlich vorgeschrieben sind, sondern auf eigenem Ermessen 

beruhen. Dabei gilt: Mitarbeiterkosten, die im Zusammenhang mit der Umsetzung freiwilliger Leistungen stehen, werden nicht 

separat dargestellt, da diese als notwendiger Bestandteil der freiwilligen Leistung betrachtet werden. Allerdings werden 

Personalkosten für abgegrenzte Einrichtungen wie beispielsweise Bibliotheken, das Erlebnisbad oder andere klar definierte 

kommunale Einrichtungen gemeinsam mit den übrigen Kosten der Einrichtung ausgewiesen. 

 

 


